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(Nr. 12851.) Geſetz über die Verſorgung der Staatsminiſter. Vom 13. Juni 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Tritt ein Staatsminiſter zurück, fo erhält er feine Dienftbezüge mit Ausnahme der Aufwands⸗ 
entſchädigung noch bis zum Ablaufe des Monats, der auf den Monat folgt, in dem er die Geſchäfte 
ſeines Amtes niedergelegt hat. 

8 2. 

(1) Über den im § 1 bezeichneten Zeitpunkt hinaus erhält der frühere Staatsminiſter, ſofern 
er ſein Amt während voller 4 Monate bekleidet hat, ein Übergangsgeld für die Dauer von 3 Monaten. 
Hat er ſein Amt länger bekleidet, ſo erhält er 

für jeden vollen Monat der nächſten 3 Monate Amtstätigkeit I. „ 7475 
für je 2 volle Monate der nächſten 20 Monate Amtstätigkeit 75 mn ii 
für je 3 volle Monate der nächſten 21 Monate Amtstätigkeit] die Dauer eines Monats. 

(2) Hat der frühere Staatsminiſter fein Amt volle 4 Jahre oder länger innegehabt und hat 
er beim Ablaufe des Übergangsgeldes das 50. Lebensjahr vollendet, fo erhält er im Anſchluß an 
das Übergangsgeld ein Ruhegehalt. Als vierjährige Amtszeit gilt auch eine ununterbrochene Amts⸗ 
dauer, welche eine volle Wahlperiode des Landtags hindurch (Artikel 13 der Verfaſſung) gewährt hat. 

(6) Hat der frühere Staatsminiſter mehrmals das Amt eines Staatsminiſters innegehabt, ſo 
wird das Übergangsgeld nach Abſ. 1 von jeder Amtszeit beſonders berechnet. Das Ruhegehalt 


nach Abſ. 2 wird beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen gewährt, wenn die Amtszeiten = 


zuſammen volle 4 Jahre oder länger gedauert haben. 
6) Das Übergangsgeld nach Abſ. 1. beträgt während 


der erſten 6 Monae ne ABER: 80 vom Hundert, 
der folgenden 6 Monate ra 70 * f 
deb folgenden 6 Monate 8 60 „ HER, 
Needed Monate TER 45 * » 


der Dienſtbezüge der im Amte befindlichen Staatsminiſter nach den jeweils geltenden Beſtimmungen, 
jedoch unter Ausſchluß der Aufwandsentſchädigung. f 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1285112855.) 883 
Ausgegeben zu Berlin, den 18. Juni 1924. 


— 


„5 
6) Das Ruhegehalt nach Abs. 2 beträgt bei einer Dauer der Amtszeiten: 


c 25 vom Hundert, 
Von 5 Jahren 8 3 
von 6 oder mehr Jahren je 2 » mehr, 


äußerſtenfalls 40 vom Hundert der Dienſtbezüge 
der im Amte befindlichen Staatsminiſter nach den jeweils geltenden Beſtimmungen, jedoch unter 
Ausſchluß der Aufwandsentſchädigung; der Ortszuſchlag wird hierbei nach Ortsklaſſe B angerechnet. 


(6) Ein Ruhegehalt wird ohne Rückſicht auf das Lebensalter auch gewährt, wenn der Staats. 
miniſter bei Ausübung oder aus Anlaß ſeines Dienſtes ohne eigenes Verſchulden eine Geſundheits⸗ 
ſchädigung erlitten hat, die ſein Ausſcheiden aus dem Amte wegen Dienſtunfähigkeit zur Folge hat. 
Die Berechnung erfolgt nach Abſ. 5; war die Amtszeit kürzer als 4 Jahre, ſo wird der Mindeſtſatz 
des Abſ. 5 gewährt. Die Zahlung beginnt nach Ablauf des Übergangsgeldes oder, falls ein ſolches 
nicht zuſteht, nach Ablauf der im § 1 vorgeſehenen Bezüge. 


92 
Die nach den §§ 1 und 2 zu gewährenden Bezüge werden in derſelben Weiſe wie die Ruhe⸗ 
gehälter der unmittelbaren Staatsbeamten gezahlt. 


SA, 

() Das Recht auf den Bezug des Übergangsgeldes ruht, wenn und ſolange der frühere 
Staatsminiſter im Sinne des § 27 Abſ. 1 Ziffer 2 des Geſetzes über die Penſionierung der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) in der Faſſung des 
Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungsbezüge vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. 
S. 305) wiederverwendet wird, oder wenn er aus dieſer Wiederverwendung ein Ruhegehalt erdient 
hat, in Höhe der Dienſtbezüge oder des Ruhegehalts. 

(2) Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts nach § 2 Abſ. 2 ruht in den Fällen der 
88 27, 28 des Zivilruhegehaltsgeſetzes mit der Maßgabe, daß als früheres Dienſteinkommen das 
Einkommen der Beſoldungsgruppe I der Einzelgehälter gilt. 


9 5. 

Stirbt ein früherer Staatsminiſter in der Zeit, während der die Bezüge gemäß den 88 1 und 2 
zu zahlen ſind, ſo gilt § 31 des Zivilruhegehaltsgeſetzes finngemäß. Der noch zuſtehende 
Geſamtbetrag darf mit der Maßgabe überſchritten werden, daß für die einzelnen Monate ein 
höherer Bruchteil, als im § 2 Abf. 4 und 5 feſtgeſetzt iſt, nicht gewährt wird. 


9 6. 

(1) Stirbt ein Staatsminiſter im Amte und wäre ihm, wenn er am Todestage ſein Amt 
niedergelegt hätte, ein Übergangsgeld zu zahlen geweſen, ſo erhalten die Hinterbliebenen im An- 
ſchluß an das Gnadenvierteljahr Hinterbliebenenbezüge aus dem Übergangsgelde für die im $ 2 
Abſ. 1 bezeichnete Zeit und Hinterbliebenenbezüge aus dem Ruhegehalt im Falle des § 2 Abſ. 2 
und Abſ. 6 nach Maßgabe des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 (Geſetzſamml. S. 298). 
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(2) Entſprechendes gilt im Falle des § 5, wenn beim Ablaufe des Gnadenvierteljahrs die 
im § 2 Abſ. 1 beſtimmte Friſt noch nicht vollendet iſt, für die noch nicht abgelaufene Zeit, es 
gilt auch, wenn die Vorausſetzungen des §S 2 Ab. 2 und Abſ. 6 vorliegen. f 


9 


() Tritt ein Staatsminiſter zurück, der im Zeitpunkte der Übernahme des Miniſteramts als 
Beamter im Reichs-, unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt oder im Dienſte einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Körperſchaft geſtanden hat, jo erhält er im Anſchluß an den Ablauf der Dienft- 
bezüge (§ 1) ein Wartegeld in Höhe von 80 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens 
eines Beamten aus der Beſoldungsgruppe I der Einzelgehälter. Hat der Staatsminiſter jedoch ein 
höheres Ruhegehalt bereits erdient, ſo erhält er ein Wartegeld in Höhe dieſes Ruhegehalts. Bei 
deſſen Berechnung iſt diejenige ruhegehaltsfähige Dienſtzeit, die ihm bei einem Übertritt in den 
Ruheſtand aus der vor Übernahme des Miniſteramts bekleideten Stelle als ruhegehaltsfähig ange- 
rechnet worden wäre, zuzüglich der Amtszeit als Staatsminiſter zugrunde zu legen und dasjenige 
Dienſteinkommen, das er in der vor Übernahme des Miniſteramts von ihm bekleideten Stelle zu 
dem Zeitpunkte der Niederlegung der Geſchäfte ſeines Miniſteramts erreicht hätte. Als frühere 
Beamtenſtellung im Sinne dieſer Vorſchrift gilt nicht das Amt als Mitglied der Reichsregierung, 
ſondern nur eine bis zur Ernennung hierzu etwa wahrgenommene Beamtenſtellung im Sinne des 
erſten Satzes. 


(2) Die für Wartegeldempfänger geltenden Vorſchriften finden mit Ausnahme des § 7 der 
Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruhe⸗ 
ſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) Anwendung. Im Sinne des § 6, § 9. 
Ziffer 1 und § 10 der Verordnung iſt jedoch dasjenige ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen maß⸗ 
gebend, das der Berechnung des Wartegeldes zugrunde liegt. 


66) Für die Verſetzung und den Übertritt eines früheren oder eines dienſtunfähig gewordenen 
Staatsminiſters, der nach den vorſtehenden Vorſchriften Wartegeld bezieht oder nach dem Aus— 
ſcheiden zu beziehen hätte, in den dauernden Ruheſtand gelten die für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten geltenden allgemeinen Vorſchriften. Hat der Staatsminiſter zur Zeit feines Ausſcheidens 
aus dem Amte den Zeitpunkt bereits überſchritten, an dem er kraft Geſetzes in den dauernden 


Ruheſtand getreten wäre, wenn das Geſetz über die Einführung einer Altersgrenze vom 15. Dezember 


1920 Geſetzſamml. S. 621) auf ihn anwendbar wäre, fo erfolgt der Übertritt in den dauernden 
Ruheſtand mit dem nächſten auf die Amtsniederlegung folgenden 1. April oder 1. Oktober. Bei 
der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit iſt auch die Zeit bis zur Niederlegung des 
Miniſteramts anzurechnen. Der Berechnung des Ruhegehalts iſt das in Abſ. 1 Satz 2 bezeichnete 
ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen zugrunde zu legen, mindeſtens jedoch das eines Beamten der 
Beſoldungsgruppe I der Einzelgehälter. Dieſes ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen iſt auch für 
eine etwaige Kürzung des Ruhegehalts nach den 88 27 und 28 des Zivilruhegehaltsgeſetzes 
maßgebend. 


() Sofern die nach Maßgabe der SS 2 und 3 zu errechnenden Bezüge für einzelne Seit- 
abſchnitte oder für die Dauer günſtiger find als die nach Abf. 1 bis 3 errechneten, werden jeweils 
die günſtigeren Bezüge als Wartegeld bzw. Ruhegehalt gewährt. 

83* 
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8 8. 2 2 8 
() Tritt ein Staatsminiſter zurück, der vor Übernahme des Miniſteramts Ruhegehalts⸗ 
empfänger aus einem Amte im Sinne des § 7 war, jo erhält er ein Ruhegehalt aus der Staats- 
kaſſe nur, wenn er ein Jahr lang einen Miniſterpoſten bekleidet hat. 
G) 8 7 Abſ. 3 Satz 3 bis 5 und Abſ. 4 finden entſprechende Anwendung. 


8 
Die Bezüge der Hinterbliebenen von Staatsminiſtern, die ein Wartegeld nach § 7 oder ein 
Ruhegehalt nach § 8 beziehen oder im Falle der Amtsniederlegung bezogen haben würden, ſind 
nach den Beſtimmungen des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes feſtzuſetzen. Sofern für einzelne Zeit⸗ 
abſchnitte die Bezüge nach § 6 günſtiger find, werden dieſe gewährt. 


§ 10, 

Tritt ein Staatsminiſter zurück oder ſtirbt er im Amte, ſo werden ihm oder — im Falle 
ſeines Todes — den Hinterbliebenen die durch die Räumung der Dienſtwohnung entſtehenden 
Umzugskoſten erſtattet. a f 

i 8 

Staatsminiſter, die einen Anſpruch auf Wartegeld gemäß § 7 nicht haben, ſcheiden unbe⸗ 
ſchadet des Anſpruchs auf die in dieſem Geſetze beſtimmten Bezüge mit der Niederlegung ihrer 
Amtsgeſchäfte aus dem Staatsdienſt aus. 
3 ö N 123 ; 

Die Amtszeit als Staatsminiſter im Sinne dieſes Geſetzes wird von der Übernahme der 
Geſchäfte bis zum Tage ihrer Niederlegung einſchließlich berechnet. 


9 13. 
Tritt ein Staatsminiſter in ein geringer beſoldetes Amt über, jo kann aus § 11 des Zivil⸗ 
ruhegehaltsgeſetzes ein Anſpruch auf Berechnung eines Ruhegehalts nach Maßgabe des als Staats⸗ 
miniſter bezogenen Dienſteinkommens nicht hergeleitet werden. 


N $ 14. 

Ein Anſpruch auf Verſorgungsbezüge beſteht für Staatsminiſter und ihre Hinterbliebenen 
nur nach Maßgabe dieſes Geſetzes. Es finden jedoch, ſoweit in dieſem Geſetze nicht Abweichendes 
beſtimmt iſt, die für die Verſorgungsbezüge der Staatsbeamten und ihrer Hinterbliebenen geltenden 
allgemeinen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


i ö 8 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Mit dem gleichen Zeit⸗ 
punkte tritt das Geſetz über das Übergangsgeld der Staatsminiſter vom 14. Januar 1921 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 224) außer Kraft und erhält § 1 Abſ. 3 des Zivilruhegehaltsgeſetzes folgende Faſſung: 
Bei denjenigen Beamten, welche das 65. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Penſion. 
(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze zu erlaſſen. 
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(3) Für die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Amte befindlichen oder bereits ausgeſchiedenen 
Staatsminiſter gelten die bisherigen Vorſchriften, ſoweit ſie für ſie günſtiger ſind. Die Vorſchrift 
des § 2 gilt nicht in denjenigen Fällen, in denen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Über⸗ 
gangsgeld nach dem Geſetze vom 14. Januar 1921 bereits abgelaufen iſt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
‚ Berlin, den 13. Juni 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


b (Siegel.) Für den Miniſterpräſidenten: 
am Zehnhoff. v. Richter. 


Mr. 12852.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen 
(Gemeindewahlgeſetz) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Sun 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 99). Vom 14. Juni 1924. 


2 Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


$1. 

(1) Die Gemeinde-(Bauernſchafts-, Dorf-) Vorſteher, Beigeordneten, Stellvertreter und Schöffen 
in Landgemeinden werden, ſoweit die Wahl durch die Gemeindevertretung (Gemeinderat, Gemeinde, 
ausſchuß) geſchieht, nur von den gewählten Gemeindeverordneten gewählt. 

(2) Dies gilt auch für die Wahl der Gemeindevorſteher, Stellvertreter uſw. der Kirchſpiels— 
landgemeinden in den Kreiſen Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen. 


(1) In denjenigen Landgemeinden, in denen eine Gemeindevertretung (Gemeindeausſchuß) nicht 
beſteht, i die Wahlzeit der im Amte befindlichen unbeſoldeten Gemeinde-(Dorf- und Bauernſchafts.) 
Vorſteher, Beigeordneten, Stellvertreter und Schöffen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. Die 
Neuwahlen haben alsbald ſtattzufinden. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der Neu, 
gewählten im Amte. 

(2) Für die Wahlberechtigung in den Gemeindeverſammlungen gelten die Vorſchriften der 
59 2 und 3 des Gemeindewahlgeſetzes. 

83. 


Die Bürgermeiſter und ſonſtigen Magiftratsmitglieder in Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
werden, ſoweit bisher die Wahl durch die Gemeindevertretung (Stadtverordnetenverſammlung) unter 
Zuziehung von Mitgliedern des Gemeindevorſtandes geſchah, fortan nur von den gewählten Mit⸗ 
gliedern der Gemeindevertretung gewählt. 

8 4. 


(1) Die Wahlen werden, wenn niemand widerſpricht, durch Zuruf, ſonſt durch Abgabe von 


Stimmzetteln vollzogen. Bei der Zettelwahl wird, wenn u gleichartige unbeſoldete Wahl- 


— 552 — 


ſtellen zu beſetzen ſind, in einem Wahlgange nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, wenn nur 
eine unbeſoldete Wahlſtelle, oder wenn mehrere ungleichartige unbeſoldete oder wenn beſoldete Wahl⸗ 
ſtellen zu beſetzen ſind, für jede Stelle in beſonderem Wahlgange nach Stimmenmehrheit geſtimmt. 

(2) Wird nach den Grundſätzen der Verhältniswahl abgeſtimmt, ſo ſind die Wahlſtellen auf 
die Wahlvorſchläge nach der Reihenfolge der Höchſtzahlen zu verteilen, die ſich durch Vollrechnung, 
Halbteilung, Drittelung, Viertelung uſw. der auf die Wahlvorſchläge entfallenden Stimmzahlen 
ergeben. Über die Zuteilung der letzten Wahlſtelle entſcheidet bei gleichen Höchſtzahlen das Los. 

(3) Wird nach Stimmenmehrheit abgeſtimmt, ſo iſt derjenige gewählt, für den mehr als 
die Hälfte der gültigen Stimmen abgegeben ſind. Wird dies Ergebnis im erſten Wahlgange nicht 
erreicht, ſo findet zwiſchen denjenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, eine 
engere Wahl ſtatt, die, wenn auf mehr als vier Perſonen Stimmen gefallen ſind, auf diejenigen 
vier zu beſchränken iſt, die im erſten Wahlgange die meiſten Stimmen erhalten haben. Werden 
auch im zweiten Wahlgange nicht mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen für eine Perſon 
abgegeben, ſo findet unter den zwei Perſonen, die bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen 
erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden 
zu ziehende Los, wer in die engere Wahl zu bringen oder im dritten Wahlgange gewählt iſt. 


Ser 
§ 9. 

Soweit eine Präſentation von Magiſtratsmitgliedern ſtattfindet, ſteht das Recht der Präſen— 
tation der Stadtverordnetenverſammlung zu. $ 4 findet entſprechende Anwendung. 


§ 6. 
() Die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 findet auch in den Fällen Anwendung, in denen die 
Wahlen von ſämtlichen Wahlberechtigten einer Gemeinde vorzunehmen ſind. 
(2) Wenn die letzte Wahl zur Gemeindevertretung nicht länger als 6 Monate hinter dem 
Wahltage zurückliegt, kann durch Gemeindebeſchluß beſtimmt werden, daß den Wahlen die Bürger- 
liſten zugrunde zu legen ſind, auf Grund deren die Wahl zur Gemeindevertretung ſtattgefunden hat. 


8.7. 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. i 


(2) Soweit bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes gültige Wahlen auf Grund des § 9 des 
Gemeindewahlgeſetzes ſtattgefunden haben, finden alsbald Neuwahlen ſtatt. 


§ 8. 
3 
Der Minifter des Innern erläßt die Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 14. Juni 1924. a 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten: 8 5 
am Zehnhoff. Severing. 


> 
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(Nr. 12853.) Geſetz über die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe. Vom 14. Juni 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
: SE 
Die Schulaufſichtsbehörden werden ermächtigt, wegen der Schulverſäumniſſe ſchulpflichtiger 
Kinder gegen diejenigen, denen die Sorge für deren Perſon zuſteht, im Wege der Verordnung 
Strafvorſchriften zu erlaſſen und darin Geldſtrafen von 50 Goldpfennigen bis zu 25 Goldmark 
für den einzelnen Schulverſäumnisfall anzudrohen. 
9 2. 
Auf die Hohenzollernſchen Lande findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 14. Juni 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
am Zehnhoff. Boelitz. 


(Nr. 12854.) Verordnung über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung 
des Friedensvertrags. Vom 10. Juni 1924. 


Auf Grund des Artikels 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters und 
des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des 
Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) beſtimme ich: 

Die im § 1 Ziffer 9 der Verordnung vom 4. September 1919 (Geſetzſamml. S. 145) vorgeſehene und 
durch die Verordnung vom 21. April 1923 (Geſetzſamml. S. 122) bis zum 1. Oktober 1924 hinausgeſchobene 
Zulegung des Reſtes des Amtsgerichtsbezirkes Tirſchtiegel zum Amtsgericht in Meſeritz tritt erſt am 1. Oktober 
1925 in Kraft. 

Berlin, den 10. Juni 1924. 

Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage: 
Geißler. 


(Nr. 12855.) Verordnung zur Anderung der Verordnung, betreffend die Mietzinsbildung in Preußen, vom 
17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474). Vom 11. Juni 1924. 


Dr Verordnung, betreffend die Mietzinsbildung in Preußen, vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474) 
wird wie folgt geändert: 
1. Dem § 2 Abſ. 4 wird folgender zweiter Satz zugefügt: 
Mit Genehmigung der Kommunalaufſichtsbehörde kann auch für Gemeinden von nicht 
über 2000 Einwohnern (§ 1) dieſe Befugnis von anderen Verwaltungsſtellen (Amtmann, 
Landbürgermeiſter) ausgeübt werden. 


6. 
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2. Dem § 11 Abſ. 3 wird folgender vierter Abſatz zugefügt: 5 
(4) In der Stadtgemeinde Berlin kann die Gemeindebehörde (Magiſtrat) die ihr nach 
dieſer Vorſchrift obliegenden Aufgaben auf die Bezirksämter übertragen. 


8 5 Berlin, den 11. Juni 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 
Scheidt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
15 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Januar 1924 über die Genehmigung der 
Satzung (Regulativ) des vierten holſteiniſchen Deichverbandes »Wilſtermarſch« durch das Amtsblatt 
der Regierung in Schleswig Nr. I S. 83, ausgegeben am 1. März 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. April 1924 über die Genehmigung der 


Anderungen der Satzung der Schleswig ⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 21 S. 232, ausgegeben am 17. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Mai 1924 über die Genehmigung des neun⸗ 


zehnten und zwanzigſten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 21 S. 140, ausgegeben am 24. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiftertums vom 10. Mai 1924 über die Verleihung des Ent 


eignungsrechts an die Stadtgemeinde Gleiwitz für die Erweiterung der Mittelſchule in Gleiwitz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 22 S. 215, ausgegeben am 31. Mai 1924 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Stadtgemeinde Enger, Kreis Herford, für die Anlage eines öffentlichen Turn⸗ 
und Spielplatzes und einer Badeanſtalt durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 22 
S. 85, ausgegeben am 31. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Stagtsminiſteriums vom 15. Mai 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Remſcheid für die Erweiterung des ſtädtiſchen Begräbnisplatzes 


im Ortsteile Bliedinghauſen durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 20 S. 129, aus- 
gegeben am 24. Mai 1924; : 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Mai 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Stadt Bottrop für den Ausbau des Bürgerſteiges an der Horſter Straße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 22 S. 149, ausgegeben am 31. Mai 1924. 


— — ————— — — 
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